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An das 

Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz

behindertenaktionsplan@bmask.gv.at
GZ: BMASK-44001/0056-IV/A/1/2011
LOMB-STN-NAP/02/2012-SU
Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Länderkonferenz der Ombudsstellen für Menschen mit Behinderungen (LOMB) in Österreich gibt zum vorliegenden Entwurf für einen „Nationalen Aktionsplan für Menschen mit Behinderungen“ (NAP) folgende Stellungnahme ab:

1.) Allgemeines

Nachdem die LOMB erst jetzt Gelegenheit zur Partizipation an der Erarbeitung einer nationalen Strategie zur Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen erhalten hat, sind vorweg einige grundsätzliche kritische Anmerkungen zu treffen.

Es ist – bei aller Wertschätzung für die Bemühungen und das Engagement der handelnden Personen - bedauerlich, dass Politik für die Belange von behinderten Personen in Österreich weiterhin in erster Linie vom BMASK und den Sozialressorts der Bundesländer bestimmt und geplant wird und es keine eindeutigen Vorgaben der Regierungsspitzen dazu gibt , dass es sich bei der Umsetzung der UN-Konvention um eine verpflichtende gesellschaftspolitische Aufgabe handelt, die unabhängig von Zuständigkeitsfragen als grundlegende Leitlinie allen politischen Handelns zu gelten hat.

Die „Einladung“ an die Bundesländer ebenfalls Aktionspläne zu erstellen ist keinesfalls ausreichend, um den angegebenen Zielsetzungen nahe zu kommen. Bekanntermaßen werden essentielle Bestimmungen, vor allem im (Dienst)Leistungsbereich für Menschen mit Behinderungen, auf landesgesetzlicher Ebene, und hier auf sehr unterschiedliche Weise, geregelt. Hier ist eine wirksame bundespolitische Strategie zu entwickeln, die Bundesländer in die Pflicht zu nehmen, rasch eigene Umsetzungspläne zu erstellen. Nur dann kann von einer „behindertenpolitischen Strategie Österreichs 2012-2020“ gesprochen werden.

Bevor auf einzelne Punkte näher eingegangen wird, ist allgemein festzuhalten, dass zu zahlreichen Maßnahmenvorschlägen nur sehr unbestimmte und vage Angaben über Inhalte, Zielsetzungen und Ressourcen vorhanden sind und kaum geeignete Indikatoren identifiziert werden. Dies wird eine Evaluierung im Hinblick auf den Erfüllungsgrad der Konvention nur schwer möglich machen.

2.) Zu den Maßnahmen

1.1. NAP für Menschen mit Behinderungen

Nr. 1:

Vorschläge: 

konkrete Namhaftmachung der „Behindertenorganisationen“

Einbeziehung vor allem von Selbstvertretungsgremien

Einbeziehung auch aller anderen Ministerien

Nr. 2,3:

Vorschlag:

Angabe, welche Gremien die begleitende Evaluierung mit welchen Methoden durchführen sollen.
1.2. Grundsätze der Behindertenpolitik

Dass in der Beschreibung der Ausgangslage von einem „bedarfsorientierten“ Pflegegeld die Rede ist, lässt unerwähnt, dass dieses in den meisten Fällen nicht „bedarfsdeckend“ ist  und durch eine fehlende Valorisierungsbestimmung regelmäßig an Realwert verliert, sodass die angeführte Verbesserung in diesem Bereich in Zweifel zu ziehen ist.

Auch die Inklusion im Schulbereich wurde seit geraumer Zeit bundesgesetzlich nicht weiterentwickelt und die aktuellen Änderungen für die 9. Schulstufe erfüllen die Vorgaben der Konvention nur in einem äußerst beschränkten Ausmaß. 

Durch die Zurücknahme von Fördergeldern im Zuge der Budgetproblematik der vergangenen Jahre hat dazu geführt, dass Beschäftigungsprojekte wieder eingestellt wurden. Es ist aber auch festzuhalten, dass sich die Situation von Menschen mit  Behinderungen auch trotz der gesetzten Initiativen nicht grundsätzlich wesentlich gebessert hat, da die Wirtschaft nach wie vor ihre Beschäftigungspflicht in viel zu geringem Ausmaß zu erfüllen bereit ist.

Die vorgeschlagenen Zielsetzungen sind als solche zu formulieren, d.h. dass Partizipation stattfindet, dass Mainstreaming durchgeführt wird, Rechtsetzungsvorhaben und Verwaltungshandeln den Vorgaben des Gleichstellungsrechtes entsprechen etc. Für einen Aktionsplan sind Ziele, die nur erfüllt werden sollen, zu wenig.

Nr. 5:

Vorschlag:

konkrete Angabe durch wen der Beirat erweitert werden soll und wer darüber entscheidet.
Nr. 7:

Zu unkonkret. Theoretisch würden hier betragsmäßig geringste Fördermittel für einige wenige Projekte zur Zielerreichung führen.

Nr. 8:

Fehlende Einbindung der Bundesländer in die Umsetzung. 

Nr. 9:

Vorschlag:

Statt „ressortinterne Empfehlungen“ „ressortübergreifende Vorgaben“, um eine tatsächliche Durchführung zu gewährleisten.

1.3. Definition von Behinderung

Es ist grundsätzlich als problematisch anzusehen, dass nach wie vor an einem System der defizitorientierten prozentmäßigen Feststellung des Grades der Behinderung festgehalten werden soll. Stattdessen sollte ein alternatives System zur Feststellung der bedarfsgerechten und -deckenden Unterstützungsleistungen entsprechend den WHO-ICF-Kriterien entwickelt werden.
Die Anwendung bestehender Regelungen kann überdies kaum als Maßnahme eines Aktionsplanes angesehen werden.

1.4. Kinder mit Behinderung

Auch hier sind sämtliche Vorhaben mit einer entsprechenden Verbindlichkeit festzulegen (nicht „sollen“, „soll“ sondern „sind“, „ist“). Ein „Aufenthalt im Heim“ sollte in einem Aktionsplan als in höchstem Maße zu vermeidende Maßnahme gelten und nicht nur als schlechtere Alternative zum Leben in der Familie dargestellt werden.

Nr. 12:

Vorschläge:

„ … regional bedarfsdeckenden Zahl von inklusiven Kinderbetreuungsplätzen …“

Einbeziehung der Bundesländer in die Umsetzung

Nr. 15, 16:

Konkrete Angaben zu Kriterien und Höhe (siehe zu Nr. 7) fehlen.

Nr. 17:

Vorschlag:

Rückwirkung ab dem frühestmöglichen Zeitpunkt.

Nr. 19:

Konkrete Angaben, wo und mit welchen Ressourcen diese Stelle angesiedelt werden soll, fehlen

Nr. 20:

Konkrete Angaben fehlen. Sollen bestehende Einrichtungen erweitert werden, neue errichtet werden? Hier müsste ein eigener Maßnahmenplan erstellt werden.

1.5. Frauen mit Behinderungen

Die Zielsetzungen sind auch hier verbindlich zu halten (s.o.). 

Nr. 22:

Da es sich bei der „Bildung“ im Sinne des lebenslangen Lernens um einen zentralen Lebensbereich handelt, ist der allgemeine Hinweis auf Förderung von Mädchen und Frauen viel zu unspezifisch.

Nr. 24:

Konkrete Zahlen und Daten über Ausbau und Finanzierung fehlen.

1.6. Ältere Menschen mit Behinderungen

Dass gerade hier konkrete Maßnahmen fehlen, ist als bedeutender Mangel des Entwurfes anzusehen. Aufgrund der demographischen Entwicklung, vor allem auch bei Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung und Lernschwierigkeiten, werden in diesem Bereich erhebliche Anstrengungen notwendig sein, um die gleichberechtigte Teilhabe herzustellen. Allgemeine Zielsetzungen die erreicht werden „sollen“ und der Verweis auf andere Kapitel ist hier nicht ausreichend.

1.7. Migrant/innen mit Behinderungen

Nr. 25:

Die Schaffung von „Sonderbetreuungsplätzen“ ist abzulehnen! Es sind stattdessen auch für „Fremde“ inklusionsdienliche Strukturen von Assistenzleistungen zu etablieren.

Nr. 27:

Konkrete Angaben zu Kriterien, Inhalten und Höhe (siehe zu Nr. 7) fehlen

1.8. EU-Politik, 1.9. internationale Behindertenpolitik

Die schon bestehende oder bevorstehende verpflichtende Zusammenarbeit mit Gremien der EU stellen keine Maßnahmen eines Aktionsplanes dar.

Nr. 29,31:

Statt „Bemühungen“ sollten konkrete Initiativen Österreichs genannt werden, wie z.B. die Entwicklung wirksamer Sanktionsbestimmungen im Fall von Diskriminierungen.

1.11. Umsetzung

Wie schon oben erwähnt, ist die Einladung des Bundes an die Länder nicht ausreichend, um die Umsetzung der Konvention zu erreichen. Der Erfolg der Maßnahmen Nr. 40-42 ist daher beim aktuellen Stand von vorneherein zu bezweifeln. 

2.1. verfassungsrechtlicher Diskriminierungsschutz

Nr. 44:

Um tatsächlichen Schutz vor Diskriminierung herzustellen wird folgende Formulierung vorgeschlagen:

„ …die Verwendung mittelbar und unmittelbar diskriminierender Bestimmungen und Begriffe …“

2.2. Gleichstellungsrecht

Die Maßnahmen zu diesem Themenbereich werden ausdrücklich begrüßt.

2.3. Sachwalterschaft

Der gesamte Bereich der gesetzlichen Vertretung von Menschen mit intellektueller und/oder psychischer Beeinträchtigung bedarf einer grundlegenden Neuregelung. Das Instrument  der Sachwalterschaft und vor allem auch der Angehörigenvertretung ist durch ein System zur unterstützten Entscheidungsfindung zu ersetzen. 
Der ohnehin sehr große Zeitrahmen 2012-2020 sollte daher weniger für Maßnahmen zum Ausbau der Sachwalterschaft sondern vielmehr zur möglichst raschen Entwicklung alternativer Unterstützungsformen und deren ausreichende Finanzierung genutzt werden. 
Kurzfristig ist jedenfalls eine zahlenmäßig nachweisbare Verringerung der Anzahl von Sachwalterschaften (und hier vor allem jener für alle Angelegenheiten) und Angehörigenvertretungen als konkrete Maßnahme zu empfehlen.

2.4. Schwangerschaft und Geburt

Im Aktionsplan wiederum den Terminus Schadenersatz zu verwenden, wenn es um Leben mit Behinderungen geht, wird strikt abgelehnt und ist zu streichen.

Eine deutliche Unterscheidung zwischen Fristenlösung und „eugenischer Indikation“ fehlt ebenso, wie ein klares Bekenntnis zur Herstellung eines diskriminierungsfreien Rechtsbestandes. Insgesamt wird dieses Themenfeld mit größter Sensibilität zu behandeln sein.
2.5. Schutz vor Gewalt und Missbrauch

Nr. 65-67:

Es fehlen konkrete Angaben in welcher Form mit welchen Ressourcen, mit welchem Auftrag etc. die angeführten Stellen geschaffen bzw. „Leistungsverbesserungen“ erfolgen sollen. 

2.6. Rechtsschutz bei Freiheitsbeschränkungen

Nr. 69:

Die zwangsweise Unterbringung aufgrund eines zu erwartenden Behandlungsfortschrittes wurde vonseiten der LOMB bereits in der Stellungnahme zur letzten UbG-Novelle abgelehnt, weshalb hier genaue Angaben über die inhaltlichen, fachlichen und personellen Strukturen einer Evaluierung einzufordern sind.

2.7. Gebärdensprache

Nr. 74:

Die „Prüfung einer Möglichkeit“ im Zeitraum bis 2015 stellt keinesfalls eine konkrete Maßnahme dar.

Nr. 75:

Es fehlen Maßnahmen zur Entwicklung von Gebärdensprachkompetenz bei Mitarbeiter/innen im Bildungsbereich (von der elementaren bis zur Erwachsenenbildung) sowie in öffentlichen Institutionen

3. Barrierefreiheit

Es wird weiterhin die Rücknahme der Verlängerung der Übergangsfristen zur Herstellung der Barrierefreiheit sowie die Wiedereinführung der Investitionsförderung gefordert. Sämtliche vorgeschlagenen Maßnahmen dienen grundsätzlich der Zielerreichung sind aber in den meisten Fällen zu langfristig projektiert (2012-2020) bzw., wie schon mehrfach angeführt, zu unkonkret ausgeführt. 

Dies gilt auch für die unter 3.3. angeführten Vorhaben im Bereich Verkehr. Hier ist auch neuerlich auf die Notwendigkeit der Beteiligung aller Bundesländer hinzuweisen.

Die Maßnahmen im Bereich der Kultur 3.4. erscheinen wenig ambitioniert und beziehen sich in erster Linie auf Museen. So fehlen klare Ziele zur Herstellung von umfassend barrierefreier Nutzung aller kultureller Bereiche durch Bund und Länder. 

Dasselbe gilt für den Bereich Sport unter 3.5. Auf die Belange gehörloser Personen Bedacht zu nehmen, ist zur Herstellung barrierefreier Nutzung von Sportveranstaltungen nicht ausreichend, da z.B. blinde Personen ebenfalls entsprechende Assistenz durch Audiokommentare benötigen etc.

3.6. Medien 

Die Maßnahmen entsprechen weder im Zeithorizont noch im Ausmaß den Anforderungen der UN-Konvention. 

Nr. 113:

Vorschlag:

„… verbindliche Richtlinie zur Darstellung …“

Nr. 114:

Die schrittweise Erhöhung kann als definitives Ziel nur 100% in einem ohnedies sehr langfristigen Zeitraum festlegen und sollte daher auch so vorgesehen werden. 

Nr. 115:

Dies sollte wesentlich früher als 2020 geschehen sein.

Nr. 116:

Es wird eine verbindliche Quote an einschlägiger Berichterstattung - unter Berücksichtigung der in Nr.113 vorgesehenen Vorgaben – zu attraktiven Sendezeiten vorgeschlagen.

3.8. Bauen

Der Verweis darauf, dass bislang keine Einigung mit den Bundesländern hinsichtlich einer Harmonisierung der bautechnischen Vorschriften zustande gekommen sei, darf nicht dazu führen, dies nicht weiterhin als Ziel zu verfolgen, weshalb empfohlen wird, eine dementsprechende Maßnahme in den Katalog aufzunehmen. Insbesondere sollte die Wohnbauförderung an die Erfüllung der Kriterien von Barrierefreiheit bzw. anpassbaren Wohnbau geknüpft werden.

3.9. Tourismus

Neben den angeführten Maßnahmen sollte die Tourismusförderung insgesamt an die barrierefreie Ausgestaltung der Angebote geknüpft sein und nicht nur investive Maßnahmen finanziell unterstützt werden. Es bedarf diesbezüglich einer klaren Vorgabe des BMWFJ.

4. Bildung

Nr. 130:

Der inklusive Kindergartenbesuch ist nicht erst im letzten Jahr vor der Schulpflicht zu gewährleisten sondern von Beginn an, wie auch Kinderkrippen und Tagesmütter/-väter für Kinder mit Behinderungen und deren Familien in ausreichender Anzahl zur Verfügung zu stellen sind.

4.2. Schulen

Die Fortsetzung des inklusiven Schulunterrichts in der 9. Schulstufe in zwei Schulformen ist nicht dazu geeignet die Konventionsbestimmungen zu erfüllen. Es bedarf einer Fortführung auch in allen weiterführenden Schulformen und bis zur höchstmöglichen Anzahl von Schuljahren. Dazu sind durchgängig alle erforderlichen pädagogischen und assistierenden Rahmenbedingungen sicher zu stellen, um einen gemeinsamen Unterricht von Kindern ohne und mit Behinderungen in denselben Klassen sicher zu stellen. 
So ist z.B. der seit Jahren evidente Mangel an pädagogischem Fachpersonal oder  an gebärdensprachkompetenten Lehrer/innen insbesondere im ländlichen Bereich dringend zu beseitigen, um einen inklusiven Schulbesuch für alle Kinder mit Behinderungen in Österreich zu erreichen. 

4.4. Universitäten/Fach-Hochschulen

Es ist nach wie vor die Ausnahme, dass Menschen mit Behinderungen eine universitäre Ausbildung in Anspruch nehmen können, da sie meist schon beim Erlangen der Voraussetzungen dafür (siehe 4.2.) erheblich benachteiligt sind.

Nr. 150:

Die Thematisierung bzw. die Schaffung von Bewusstsein für Inklusion bei Leistungsvereinbarungen mit den Universitäten eine wesentlich zu geringe Zielsetzung. Es gilt auch hier klare Vorgaben zur Erfüllung allgemein barrierefrei zugänglicher Angebote als Kriterien für die Zuteilung öffentlicher Mittel festzulegen.

Nr. 151:

Dieses Modell sollte für alle Universitäten vorgesehen werden.

Es fehlen Maßnahmen für weitere Zielgruppen, wie z.B. blinde und sehbeeinträchtigte Personen sowie für Menschen mit Lernschwierigkeiten. Letztere scheinen in der Diskussion über inklusive Hochschulbildung bislang gänzlich außer Betracht geblieben zu sein, weshalb hier auch grundlegende Initiativen vonnöten sind.

4.5. Erwachsenenbildung

Nr. 154:

Diese Maßnahme wird ausdrücklich begrüßt. 

Allerdings ist als Grundvoraussetzung für den Erwerb einer Qualifikation die Ermöglichung die entsprechende Ausbildung auch in Anspruch nehmen zu können, weshalb Maßnahmen zur Herstellung einer umfassend barrierefreien Zugänglichkeit (auch für Menschen mit Lernschwierigkeiten) zu treffen sind. So z.B. die Bindung von Fördermittel an die Erfüllung entsprechender Kriterien.

5. Beschäftigung

Es fehlt bei den allgemeinen Ausführungen der klare Hinweis darauf dass sich die Datenlage nur auf Personen bezieht, die als „arbeitsfähig“ gelten und österreichweit rund 19.000 Personen in Werkstätten und Betrieben der Behindertenhilfe tätig sind. Erst im Kapitel „Beschäftigungstherapie“ wird darauf Rücksicht genommen.

Nr. 155-163:

Grundsätzlich sind die angeführten Maßnahmen zu begrüßen. Es fehlt allerdings auch hier an Konkretheit bzgl. der Ziele, der strategischen Vorgangsweise zur Zielerreichung und der dafür zur Verfügung stehenden Ressourcen.

5.2. Berufsausbildung

Ein wesentlicher Mangel in der IBA besteht in der fehlenden tatsächlichen berufsrechtlichen Anerkennung. Es wird daher vorgeschlagen als Ziel, die Berücksichtigung der IBA in allen Kollektivverträgen und dienstrechtlichen Regelungen zu formulieren.

5.3. Förderungen zur beruflichen Teilhabe

Die Koordination und abgestimmte Vorgangsweise zwischen Bund und Ländern sind in diesem Bereich aufgrund der vielfach vorhandenen Überschneidungen und oft (noch) fehlenden klaren Verwaltungsvereinbarungen von besonderer Bedeutung. 

Als Ziel sollten daher auch klare Abkommen zwischen den verschiedenen Kostenträgern (Bund, Länder, AMS, PV) verbunden mit einer zentralen Anlauf- und Koordinationsstelle („one-stop-shop“) formuliert werden.

5.4. Behinderteneinstellungsgesetz

Es wird neuerlich empfohlen, die „Ausgleichstaxe“ für die Nichterfüllung der Beschäftigungspflicht auf die Höhe eines kollekitvvertraglichen Mindestlohnes festzulegen. Nachdem über viele Jahre gleichbleibend nur rund 25% der Betriebe behinderte Personen im geforderten Ausmaß beschäftigen, erscheint ein deutliches wirtschaftliches Signal als unumgänglich, um die entsprechende Motivation der Unternehmen zu erreichen.

5.6. Beschäftigungstherapie

Es wird empfohlen den Begriff Beschäftigungstherapie nicht zu verwenden - er wird von Selbstvertreter/innen von Menschen mit Lernschwierigkeiten als diskriminierend empfunden - und stattdessen „Arbeit in Werkstätten und Betrieben“ zu wählen. Es handelt sich um keine therapeutischen Maßnahmen und die Tätigkeit erschöpft sich nicht in „Beschäftigung“ sondern reicht von produktiv/kreativen Arbeitsvorgängen bis hin zu Unterstützungsangeboten zur Hinführung auf den so genannten ersten Arbeitsmarkt.
Nr. 183:
Die Maßnahme wird ausdrücklich begrüßt. Begleitend ist aber auch das Ziel zu formulieren, dass eine Deinstitutionalisierung auch in diesem Bereich stattzufinden hat. Lt. einer Studie der Uni Wien schaffen nur rund 1% der Personen die in Werkstätten und Betrieben arbeiten den Sprung auf den „ersten Arbeitsmarkt“! D.h. dass Bund und Länder verstärkt darauf hinwirken müssen, diese Quote erheblich zu erhöhen und inklusive Arbeitsmodelle zu fördern.

5.7. Zugang zu Berufen

Der gewählte Indikator berührt nur einen kleinen Teilbereich und ist als Messgröße für das Kapitel deshalb nicht geeignet.

6. Selbstbestimmtes  Leben

Die Zielsetzung eines Programmes zur De-Institutionalisierung findet sich bei den Maßnahmen nicht wieder, weshalb vorgeschlagen wird, dies einzufügen.

Nr. 192:

Die Stärkung von Selbstvertretungsinitiativen ist nicht nur durch Pilotprojekte sondern vor allem auch durch nachhaltige Verankerung und (finanzielle) Absicherung von Expert/innen in eigener Sache zu erreichen und wird deshalb als Maßnahme vorgeschlagen.

6.3. Persönliche Assistenz

Alle Maßnahmen die nicht die bedarfsgerechte und –deckende Gewährleistung von persönlicher Assistenz in allen Lebensbereichen für alle zur gleichberechtigten Teilhabe darauf angewiesene Personen sicherstellen sind nicht dazu geeignet, die Konvention zu erfüllen.

Es bedarf daher einer bundesweiten Regelung die diesen Bedarfen umfassend entspricht und niemanden, der persönliche Assistenz – in welcher Form und in welchem Lebensbereich auch immer – benötigt, davon ausschließt, diese Unterstützungsform in Anspruch zu nehmen. Dabei ist der weitreichendsten Form an individueller Gestaltungsmöglichkeit, dem persönlichen Budget, in größtmöglichem Ausmaß der Vorzug zu geben.

6.6. Pflegegeld

Nr. 210:

Die Einbeziehung von Pflegefachkräften ist in allen Begutachtungsverfahren vorzusehen, da die rein medizinische Beurteilung von Pflegebedarf als problematisch angesehen wird.

Um die fortschreitende Entwertung des Pflegegeldes zu vermeiden, wird neuerlich die verpflichtende Valorisierung gefordert.
6.7. pflegende Angehörige
Nr. 213:

Auch hier ist die „Prüfung der Möglichkeit“ zu wenig, um als Maßnahme zur Zielerreichung dienlich zu sein. Es wird daher das konkrete Vorhaben zur Umsetzung einer solchen Regelung als Maßnahme empfohlen.

6.8. Sicherung des Lebensstandards und Armutsbekämpfung

Mit einer einzigen Maßnahme Nr. 218 wird diese umfassend wirksame Vorgabe der Konvention nicht zu erreichen sein. Es bedarf einer klaren Strategie zur Vermeidung prekärer finanzieller Verhältnisse, in welchen sich behinderte Menschen überproportional häufig befinden. Neben dem oft vorhandenen Faktum, über kein ausreichendes Erwerbseinkommen zu verfügen tragen zahlreiche Kostenfaktoren (Therapien, verschiedenste Selbstbehalte, Assistenzdienste etc.) dazu bei, dass eine hohe Zahl von Menschen mit Behinderung in Armut lebt oder davon gefährdet ist. 

Es wird daher vorgeschlagen, eine Studie zur Identifikation von armutsfördernden Faktoren im Leben von Menschen Behinderungen zu beauftragen und die Ergebnisse als Leitfaden zur Entwicklung armutsvermeidender Maßnahmen im Rahmen des NAPs heranzuziehen. 

7. Gesundheit und Rehabilitation

Die Ärztekammer hält weiter an der Meinung fest, dass das BGStG auf Arztpraxen nicht anzuwenden sei und auch Apotheken versuchen, zu Ausnahmegenehmigungen von der barrierefreien Ausgestaltung nach der ABO zu kommen. 
Es wird daher empfohlen, die Ärztekammer und die Apothekerkammer zur Herstellung einer umfassenden Barrierefreiheit aller ihrer Mitgliedsbetriebe zu veranlassen.

Nr. 221-225:

Auch hier gilt das bereits mehrfach Angeführte bzgl. der Unbestimmtheit der Maßnahmen

Darüber hinaus wird auch empfohlen die unterschiedliche Behandlung von Personen mit und ohne „Berufsschutz“ im Pensionsverfahren insofern zu beseitigen, als dieser für alle Personen zu gelten hat, um die oft krass unterschiedliche Behandlung der beiden Gruppen zu beseitigen.

7.4. Hilfsmittel

Nr. 236-238:

Für alle drei Maßnahmen wird ein kürzestmöglicher Umsetzungszeitraum (bis 2014) empfohlen, mit dem Zusätzen, dass eine zentrale Antragsstelle einzurichten ist und die gänzliche Kostenübernahme für alle (technischen) Hilfsmittel für Menschen mit Hör-, Seh- und Bewegungsbeeinträchtigung, sowie Personen mit Lernschwierigkeiten in den Bereichen Mobilität und Kommunikation in allen Lebensbereichen unabhängig von der Beschäftigungssituation gewährleistet wird.
8. Bewusstseinsbildung und Information

Die Datenlage ist entgegen den Ausführungen im Entwurf nicht als gut zu bezeichnen. Im Gegenteil fehlen tatsächlich valide Daten in vielen Bereichen, da die verschiedenen landes- und bundesgesetzlichen Grundlagen unterschiedliche Begrifflichkeiten und Definitionen beinhalten und z.B. auch die Leistungsportfolios der Bundesländer untereinander kaum vergleichbar sind

Wie einleitend festgestellt, fehlt ein ressortübergreifendes und von der Regierungsspitze vermitteltes öffentlich dargestelltes Bekenntnis, dafür zu sorgen, dass die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen als zentrale menschenrechtliche Vorgabe für das politische Handeln in Österreich zu gelten hat.

Begrüßt werden die, wenn auch wiederum unkonkreten, Vorhaben, verstärkt LL-Versionen und Gebärdensprachvideos erstellen zu lassen.

Nr. 259:

Vorschlag:

„Menschen mit Behinderung nehmen teil – Österreichs Weg zur Inklusion“. Teilhaben „lassen“ widerspricht dem Inklusionsgedanken.

Nr. 261:

Zielsetzung eines NAPs muss es sein, dass Sendungen wie „Licht ins Dunkel“, abgesehen von der Art der Darstellung behinderter Personen in dieser Aktion, nicht mehr notwendig sind, da in Österreich durch die Erfüllung der UN-Konvention kein Mensch mit Behinderung auf Spenden angewiesen ist.

Graz/Klagenfurt/Innsbruck, am 16.02.2012
Mit freundlichen Grüßen
[image: image2.png]




	Mag. Siegfried Suppan 

Anwalt für Menschen mit Behinderungen

Steiermark – Vorsitzender
	Maga. Isabella Scheiflinger

Anwältin für Menschen mit Behinderungen

Kärnten - Stv. Vorsitzende




  LÄNDERKONFERENZ DER OMBUDSSTELLEN 


  FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN








LOMB





Hofgasse 12, A-8010 Graz                Tel. ++43316/877-2745, E-Mail: lomb@stmk.gv.at











12

